
 

Deutscher Mieterbund 

- Mieterbund Hanau e.V. – 

 

 

Satzung  
 

 

 

 

 

 

 

 

Geschäftsstelle: 
63450 Hanau, Krämerstraße 1 
 
Telefon: (0 61 81) 2 14 34  
 

§ 1 
Name und Sitz des Vereins 

Der Mieterbund Hanau e. V. hat seinen Sitz und seinen Gerichtsstand in 
Hanau. Er wird auf Grund dieser Satzungen verwaltet und ist in das 
Vereinsregister beim Amtsgericht in Hanau eingetragen, unter der 
Vereinsregister-Nr.305. Er ist Mitglied des Deutschen Mieterbundes - 
Landesverband Hessen e. V. 

Parteipolitische und konfessionelle Bindungen darf der Verein nicht eingehen. 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24.12.1953. 

Als Geschäftsjahr gilt das Kalenderjahr. 

§ 2 
Zweck des Vereins 

Der Verein will:  

1. Die Interessen der Mieter gegenüber der Öffentlichkeit und den 
Gesetzgebungsorganen wahrnehmen und Missstände in Miet- und 
Wohnungsangelegenheiten beseitigen helfen. 

2. Auf Ordnung in Mietverhältnissen und auf Verbesserung der 
Wohnverhältnisse einwirken, den gemeinnützigen Wohnungsbau fördern, 
den Mietwucher bekämpfen und für das eigene Heim als ideale Wohnform 
eintreten. 

3. Die Einführung sozialer Mietverträge sowie die Schaffung eines sozialen 
Miet- und Wohnrechtes. 

 

§ 3 
Der Verein sucht diesen Zweck zu erreichen durch: 

1. Unterrichtung der Mieterschaft in öffentlichen Veranstaltungen und 
Mitgliederversammlungen. 



 

2. Erteilung von Rat und Auskunft an Mitglieder in allen Miet- und 
Raumnutzungsangelegenheiten und Vertretung der Mitglieder im Rahmen 
der prozessrechtlichen Vorschriften gegenüber den jeweiligen Vermietern, 
wobei Streitigkeiten mit den Nachbarn und Verwaltungsbehörden nicht 
umfasst sind. 

3. Die schriftliche außergerichtliche Vertretung erfolgt gegen Erstattung der 
Kosten. Die Höhe der Gebühren wird vom Vorstand beschlossen. 

4. Rat und Auskunft werden nach Voranmeldung und Terminvereinbarung 
kostenlos erteilt. Es besteht kein Rechtsanspruch auf Beratung innerhalb 
einer bestimmten Frist. Für eine weitergehende Tätigkeit erstattet das 
Mitglied dem Verein die entstandenen Unkosten. Der Vorstand ist 
berechtigt, anstelle der entstandenen Unkosten Pauschalbeträge 
festzusetzen. Ab der fünften Beratung innerhalb eines Jahres erfolgt diese 
gegen eine Gebührenpauschale von jeweils 20,00 EUR.  
Für weitergehende Tätigkeiten kann der Vorstand eine 
Beitragsgeschäftsordnung beschließen, in der die Erstattung entstandener 
Kosten oder Pauschalen hierfür festgelegt wird. 

5. Vertretung und Schlichtung bei Mietstreitigkeiten zwischen Mietern und 
Vermietern. 

§ 4 
Mitgliedschaft 

1. Jeder Mieter oder Untermieter im Main-Kinzig-Kreis und angrenzenden 
Kreisen kann Mitglied werden. Die Anmeldung zur Aufnahme in den Verein 
erfolgt schriftlich. 
Ein Ehegatte oder eine andere mit dem Hauptmitglied in einem auf Dauer 
angelegten gemeinsamen Haushalt lebende Person kann auf Antrag 
Partnermitglied werden. Das Partnermitglied ist in vollem Umfang 
leistungsberechtigt, jedoch nicht stimmberechtigt. Die Partnermitgliedschaft 
ist beitragsfrei und an eine gemeinsame Haushaltsführung mit dem 
Hauptmitglied gebunden.  
Der Verein speichert und nutzt personenbezogene Daten der Mitglieder zu 

Vereinszwecken und beachtet hierbei die Vorschriften zum Datenschutz.  
Die Mitglieder sind verpflichtet, Namens-, Personenstands-, 
Adressänderungen oder den Auszug des Partnermitglieds unverzüglich 
mitzuteilen.  
Die Einhaltung von gesetzlichen oder gerichtlichen Fristen ist die Sache 
des Mitglieds.  

2. Unterstützende Mitgliedschaften (Fördermitgliedschaften) sind auch für 
Nichtmieter möglich. 

3. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand endgültig. Die Mitgliedschaft 
beginnt mit dem Monat des Eintritts. 

4. Der Austritt aus dem Verein ist erst nach zweijähriger Mitgliedschaft mit 
einer dreimonatigen Kündigungsfrist zum Jahresende zulässig. Die 
Kündigung der Mitgliedschaft ist nur wirksam, wenn sie schriftlich 
gegenüber dem Vorstand erfolgt. Eine außerordentliche Kündigung der 
Mitgliedschaft kann nicht darauf gestützt werden, dass bis zur Beratung 
eine Wartefrist in Kauf genommen werden musste. 

5. Der Ausschluss eines Mitgliedes kann erfolgen, wenn es gegen die 
allgemeinen Mieterinteressen, gegen die Satzung verstößt oder länger als 
sechs Monate mit dem Beitrag im Rückstand ist. 

6. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Im Beschwerdefalle 
Vorstand und Mieterausschuss gemeinsam. 

7. Die Beschwerde gegen den Ausschluss eines Mitgliedes muss innerhalb 
von einem Monat nach Zustellung des Ausschlussbeschlusses durch einen 
eingeschriebenen Brief an den Vorstand erfolgen. 

8. Während der Dauer des Ausschlussverfahrens ruhen alle Rechte und 
Pflichten des Mitgliedes. 

9. Die Mitgliedschaft erlischt mit dem Tode eines Mitgliedes, bzw. bei 
Ehepaaren ist eine Umschreibung auf den Überlebenspartner möglich. Im 
Todesfall kann die Mitgliedschaft auf einen Erben übertragen werden. 

10. Der Verein hat für Mitglieder von Wohnraummietverhältnissen einen 
Gruppenvertrag für eine Mietrechtsschutzversicherung abgeschlossen. 
Rechtsschutz besteht für das Mitglied für die Wohneinheit, für welche die 
Mitgliedschaft besteht, soweit und in dem Umfang, als auch durch den 



 

Verein für seine Mitglieder ein Gruppenversicherungsvertrag 
abgeschlossen worden ist.  
Rechtsschutz kann nur gewährt werden, wenn das Mitglied bei 
Streitigkeiten mit dem Vermieter die Beratung des Mieterbundes in 
Anspruch genommen hat und - soweit möglich - der Versuch einer 
außergerichtlichen Einigung durch den Mieterbund unternommen wurde 
und dieser gescheitert ist sowie wenn sich das Mitglied beratungskonform 
verhalten hat. 
Der Umfang der Leistungen ergibt sich aus dem Gruppenvertrag und den 
allgemeinen Rechtsschutzbedingungen (ARB). Für den Eintritt der 
Versicherung gilt die dreimonatige Wartefrist des § 14 Abs. 3 ARB 75. 
Versichert ist die vom Vereinsmitglied bewohnte Wohnung sowie eine zum 
Wohnungsmietvertrag gehörende Garage/Stellplatz, wobei nur die 
gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen gegenüber dem 
Vermieter umfasst ist. Nicht umfasst sind Streitigkeiten mit den Nachbarn 
oder Verwaltungsbehörden.  

§ 5 
Vereinsbeiträge und Vermögensführung 

1. Beim Eintritt wird eine Aufnahmegebühr erhoben. Gleichzeitig ist ein 
Jahresbeitrag im Voraus für das erste Mitgliedsjahr zu entrichten. 

2. Die Höhe der Aufnahmegebühr und des jährlich im Voraus zu 
entrichtenden Mitgliedsbeitrags werden durch Beschluss des Vorstandes 
festgesetzt. Über Ausnahmeregelungen entscheidet der geschäftsführende 
Vorstand. 

3. Der Beitrag für das laufende Jahr ist bis zum 1.4. eines jeden Jahres im 
Voraus zu zahlen. Das Mitglied hat der Zahlung unaufgefordert 
nachzukommen, der Verein versendet keine Rechnungen. 

4. Eine Rückerstattung bezahlter Mitgliedsbeiträge erfolgt nicht. 
5. Jedem Mitglied wird bei Eintritt eine Beitragsinformation samt Satzung 

ausgehändigt.  

6. Etwaige Gewinne dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer 
Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln 
des Vereins. Ehrenamtlich tätige Mitglieder erhalten Ersatz ihrer 
Aufwendungen. 

§ 6 
Verwaltung des Vereins 

1. Der Vorstand 
a) Die Leitung des Vereins liegt in den Händen des von der Hauptversammlung 

auf drei Jahre gewählten Vorstandes. Dieser besteht aus fünf Personen, 
dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden, dem Schatzmeister, 
dem Schriftführer und mindestens einem Beisitzer. 

b) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter, der Schatzmeister und der Schriftführer 
bilden den geschäftsführenden Vorstand. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des 1. Vorsitzenden.  
Im Verhinderungsfall werden vertreten: der Vorsitzende durch den 
Stellvertreter, der Stellvertreter durch den Schatzmeister und der 
Schatzmeister durch den Schriftführer. 

c) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter vertreten, jeder für sich allein, den 
Verein gerichtlich und außergerichtlich. Sie haben, jeder für sich allein, die 
Stellung des gesetzlichen Vertreters. 

d) Dem Verein gegenüber ist der geschäftsführende Vorstand verpflichtet, sich 
an die Beschlüsse des gesamten Vorstandes zu halten. Der 
Gesamtvorstand ist ermächtigt, im Bedarfsfalle dem gesetzlichen Vertreter 
des Vereins Befreiung von § 181 BGB zu erteilen. Der gewählte Vorstand 
bleibt so lange im Amt, bis ein neuer Vorstand ordnungsgemäß bestellt ist. 

e) Der Vorstand kann die Zahlung von Vergütungen an ehrenamtliche 
Funktionsträger durch Beschluss festlegen. 

2. Mieterausschuss 
Der Mieterausschuss besteht aus drei Personen und hat die Stellung eines 
Beirates, der von der Hauptversammlung auf die Dauer von drei Jahren 



 

gewählt wird. Er ist bei wichtigen Anlässen zu berufen, insbesondere bei 
Änderung der Satzung oder Sonderaktionen. 
Die Wahlperiode des Mieterausschusses fällt mit der des Vorstandes 
zusammen. Der Mieterausschuss bleibt so lange im Amt, bis ein neuer 
Mieterausschuss ordnungsgemäß bestellt ist. 

3. Kassenprüfer 
a) Die Jahreshauptversammlung wählt zwei Kassenprüfer und einen 

stellvertretenden Kassenprüfer auf die Dauer von drei Jahren. Die gewählten 
Kassenprüfer bleiben so lange im Amt, bis neue Kassenprüfer 
ordnungsgemäß bestellt sind. 

b) Als Mitglied des Vorstandes, des Mieterausschusses und als Kassenprüfer 
können nur Mitglieder des Vereins gewählt werden, die die bürgerlichen 
Ehrenrechte besitzen. 

§ 7 
Versammlungen und Wahlen 

1. Die Jahreshauptversammlung sollte im ersten Vierteljahr des 
Geschäftsjahres stattfinden. Die Einladung hierzu ergeht mindestens 14 
Tage vorher und erfolgt im Hanauer Anzeiger. Anträge der Mitglieder 
müssen schriftlich erfolgen und müssen acht Tage vor der Versammlung in 
den Händen des Vorstandes sein. 

2. Die gesetzlichen Vertreter des Vereins sind berechtigt, in der 
Hauptversammlung jederzeit Anträge zu stellen. 

3. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst und im Protokoll 
niedergelegt, das von dem Versammlungsleiter und dem Schriftführer 
(Protokollführer) unterzeichnet wird.  

4. Alle Wahlen erfolgen auf Grund einer Vorschlagsliste des Vorstandes, die 
nach Anhörung des Mieterausschusses vom Vorstand aufgestellt wird. 

5. Die Wahlart wird von der Versammlung bestimmt. 

6. In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. 
Stimmübertragung ist nicht zulässig. 

7. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist auf Antrag von drei der vier 
Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands oder auf schriftlichen Antrag 
von fünf Prozent der Vereinsmitglieder einzuberufen. Die Durchführung der 
Versammlung richtet sich nach den Bestimmungen über die ordentliche 
Mitgliederversammlung.  

§ 8 
Änderung der Satzung 

1. Eine Änderung der Satzung kann nur in einer Hauptversammlung mit 
einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder beschlossen 
werden. 

2. In der Einladung ist darauf hinzuweisen, dass Änderungen der Satzung 
vorgeschlagen und die Änderungsvorschläge auf der Geschäftsstelle 
offengelegt sind. 

§9 
Auflösung des Vereins 

1. Über die Auflösung des Vereins kann in einer Hauptversammlung nur mit 
dreiviertel Mehrheit der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. 

2. Die Einladung zu dieser Versammlung erfolgt gemäß § 7 dieser Satzung. 
3. Bei Auflösung des Vereins muss das Vereinsvermögen im Sinne der 

Bestrebungen des Vereins verwendet werden. 

 
Dies Satzung tritt am 18.11.2023 in Kraft. 
Beschlossen auf der Jahreshauptversammlung am 18.11.2023. 

Der Vorstand

 


